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Staatliche Bürgschaften und Bürgschaftsbanken sind wichtige Instrumente, um Kreditra-
tionierung aufgrund von Informationsasymmetrien zu reduzieren und somit die Finanzie-
rung kleiner und mittelständischer Unternehmen zu erleichtern. Der vorliegende Beitrag 
untersucht die Wirksamkeit dieser Fördermaßnahmen in dem strukturschwachen Land 
Mecklenburg-Vorpommern auf der Grundlage einer Befragung geförderter Unternehmen 
aus dem Jahr 2007. Es zeigen sich positive Effekte auf Unternehmenswachstum, Beschäf-
tigung und Finanzierung, von denen eine große Hebelwirkung auf das Wirtschaftswachs-
tum in dieser Region zu erwarten ist. 

I.  Einleitung 

Kreditrationierung ist ein gesamtwirtschaftliches Phänomen. Insbesondere für kleine und 
mittelständische Unternehmen, die auf Bankkredite angewiesen sind, kann es die Insol-
venz bedeuten. Das wiederum kann Auswirkungen auf Wirtschaftswachstum und Be-
schäftigung haben. Sicherheiten stellen hier ein wirksames Instrument dar, um Rationie-
rung zu vermeiden. Eine besondere Art der Kreditsicherheit ist die Bürgschaft. Dabei 
kann der Staat direkt als Bürge auftreten und hat somit ein wirksames Instrument der 
Wirtschaftspolitik. Allerdings müssen auch hier die Prinzipien der Wirtschaftlichkeit er-
füllt sein. Ziel dieses Artikels ist es, die Wirksamkeit der Bürgschaftsprogramme des 
Landes und der Bürgschaftsbank Mecklenburg-Vorpommern zu untersuchen. Während 
die Bürgschaftsbank kleinere Kredite bis zu einem Umfang von 1 Million Euro verbürgt, 
werden größere Kredite durch Landesbürgschaften abgesichert. Um zu beurteilen, ob 
beide Programme ihre beabsichtigten Wirkungen auf die begünstigten Unternehmen ent-
falteten, wurde eine Umfrage unter geförderten Unternehmen in Mecklenburg- Vorpom-
mern vorgenommen. Anhand der gewonnenen Daten soll die Effizienz staatlicher Wirt-
schaftspolitik in einem strukturschwachen Land wie Mecklenburg-Vorpommern gemes-
sen werden.  
Der weitere Artikel gliedert sich wie folgt. Kapitel II gibt einen Überblick über die theo-
retische und empirische Literatur zu staatlichen Bürgschaften und Bürgschaftsbanken. 
Kapitel III stellt die Ergebnisse unserer empirischen Untersuchung für Mecklenburg-
Vorpommern dar. Nach einem Blick auf die wirtschaftliche Situation des Bundeslandes 

https://doi.org/10.5771/0344-9777-2008-4-387
Generiert durch IP '31.145.16.12', am 25.05.2025, 04:37:10.

Das Erstellen und Weitergeben von Kopien dieses PDFs ist nicht zulässig.

https://doi.org/10.5771/0344-9777-2008-4-387


Doris Neuberger und Solvig Räthke-Döppner  

388 ZögU 31. Jg. 4/2008 

wird die Wirksamkeit der Bürgschaftsprogramme mit Hilfe einer deskriptiven Analyse 
der Daten untersucht. Kapitel IV fasst die Ergebnisse zusammen. 

II.  Überblick über die Literatur 

1.  Theoretische Grundlagen 

Theoretisch kann das Phänomen der Kreditrationierung durch asymmetrische Informati-
on zwischen dem Kreditnehmer und der Bank erklärt werden. Die Bank ist nur schwer in 
der Lage, die Qualität und das Verhalten des Kreditnehmers einzuschätzen. In der Folge 
kann der Preismechanismus keinen Ausgleich von Kreditangebot und Kreditnachfrage 
herbeiführen, im Gleichgewicht besteht eine Überschussnachfrage nach Krediten (Stig-
litz/Weiss 1981). Durch einen höheren Zinssatz kann das Kreditvolumen nicht ausgewei-
tet werden, da hierdurch Adverse Selection-Effekte (Kreditrationierung vom Typ 1) oder 
Moral Hazard-Probleme (Kreditrationierung vom Typ 2) verstärkt würden. Davon sind 
besonders kleine und junge Unternehmen betroffen, bei denen die Qualitäts- und Verhal-
tensunsicherheit am größten sind.1 
Kreditsicherheiten können Kreditrationierung vom Typ 1 aufgrund von Qualitätsunsi-
cherheit und Kreditrationierung vom Typ 2 aufgrund von Verhaltensunsicherheit min-
dern.2 Durch die Gestaltung anreizkompatibler Verträge können die Kreditnehmer in ver-
schiedene Risikogruppen unterteilt werden. Indem sie einen der ihnen angebotenen Ver-
träge wählen, können sie ihre Qualität offenbaren und sich damit selbst selektieren (Bes-
ter 1985). Zudem ist mit den Sicherheiten eine Verlustaversion verbunden, wodurch eine 
Erhöhung des Projektrisikos verhindert werden soll (Bester/Hellwig 1987). Die Höhe der 
Sicherheiten hat Einfluss auf die Wahl des Anstrengungsniveaus der Kreditnehmer und 
kann somit die Kreditausfallwahrscheinlichkeit senken (Boot/Thakor/Udell 1991). Den 
positiven Wirkungen der Risikominderung durch Kreditsicherheiten stehen allerdings die 
Kosten der Besicherung gegenüber. Diese beinhalten Kosten der Bereitstellung und  
Überwachung der Sicherheiten. Zudem schränkt die Verpfändung von Sicherheiten die 
Flexibilität der Kreditnehmer ein. 
Sicherheiten können sowohl intern, aus dem Vermögen des Kreditnehmers bzw. Unter-
nehmens, als auch extern von Dritten in Form von Bürgschaften oder Garantien bereitge-
stellt werden. Externe Sicherheiten durch Dritte vermindern ebenso wie interne Sicher-
heiten das Verlustpotenzial des Kreditgebers, können aber Fehlanreize des Schuldners 
hervorrufen, da dieser nicht mit seinem Vermögen haftet. Wenn der externe Sicherungs-
geber besser als der Kreditgeber geeignet ist, die Kreditrisiken und speziell Verhaltensri-
siken einzuschätzen und zu steuern, ist die Stellung externer Sicherheiten durch Dritte 
ökonomisch sinnvoll (Bigus/Langer/Schiereck 2004, S. 21). Externe Kreditsicherheiten 

                                              
1  Vgl. zu den Lösungsmöglichkeiten besonders bei kleinen Unternehmen Neuberger/Räthke 2007. 
2  Zum Überblick über die theoretische und empirische Literatur Menkow/Neuberger/Suwanaporn 2006. 
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sind insbesondere dann vorteilhaft, wenn Vermögensgegenstände im Unternehmen 
schwierig zu bewerten sind, z. B. weil diese immateriell oder firmenspezifisch sind und 
kein Markt für sie besteht. Dies ist bei kleinen und jungen Unternehmen besonders wahr-
scheinlich (Bigus/Langer/Schiereck 2004). 
Bürgschaften sind eine spezielle Form der Besicherungen von Krediten. Eine Bürgschaft 
stellt nach §§ 765-778 BGB einen einseitig verpflichtenden Vertrag dar, durch den sich 
der Bürge verpflichtet, für die Verbindlichkeiten eines Dritten gegenüber dessen Schuld-
ner einzustehen (Kriszeleit 2006, S. 1019). Nach dem Prinzip der Subsidiarität sollen mit 
Bürgschaften nur Investitionsvorhaben unterstützt werden, die ohne ihren Einsatz man-
gels anderer geeigneter Sicherheiten nicht oder nur in nicht betriebsoptimalen Größen 
durchgeführt würden (Schiereck 2002).3 Da durch Bürgschaften nur ein Teil des Kreditri-
sikos abgesichert wird,4 bleibt der Anreiz für die kreditgebende Bank, den Kreditnehmer 
sorgfältig auszuwählen und zu überwachen, erhalten. Bürgschaften zählen allerdings 
nicht zu der bei Bester (1985) beschriebenen Art von Sicherheiten mittels derer ein Kre-
ditnehmer seine Kreditwürdigkeit signalisieren kann. Insofern sind sie nur eingeschränkt 
geeignet, Kreditrationierung vom Typ 1 zu beseitigen. Sie ermöglichen aber den geför-
derten Unternehmen, die nicht genügend interne Sicherheiten bieten können, einen Zu-
gang zu Bankkrediten.  
Formal wurde gezeigt, dass Finanzintermediation durch Bürgschaftsbanken eine überle-
gene Form der Kreditvergabe sein kann, da dadurch Spezialisierungsvorteile bei der Kre-
ditwürdigkeitsprüfung genutzt werden (Langer/Schiereck 2002). Von Bürgschaften sind 
aufgrund ihrer Anreize weniger allokationsverzerrende Auswirkungen zu erwarten als 
von Investitionszuschüssen oder -zulagen.5 Trotz vorhandener Risiken durch Mitnahme-
effekte oder Crowding-out zeigen derartige Förderaktivitäten einen positiven Nettonutzen 
(Schäfer/Zimmermann 2008). 
Durch Bürgschaften können Unternehmen in speziellen Situationen unterstützt werden. 
Bürgschaftsbanken und Landesbürgschaftsprogramme werden zu aktiven Risikopartnern, 
wenn: 
– sich der Unternehmer noch nicht am Markt beweisen konnte, so dass Existenzgrün-

dungen durch Bürgschaften unterstützt werden,  
– Unternehmen schneller wachsen als das Eigenkapital, was häufig in jungen Bran-

chen der Fall ist,  
– gute Unternehmen in krisenbelasteten Branchen wachsen wollen,  
– Unternehmen in neuen Branchen wachsen wollen,  
– Unternehmen sich in einer einmaligen schwierigen finanziellen Situation befinden 

(Verband der Bürgschaftsbanken 2006, S. 10). 

                                              
3  Einen Überblick über die Tätigkeit von Bürgschaftsbanken in Deutschland gibt Schiereck 2002. 
4  Ausfallbürgschaften dürfen bei Investitionskrediten maximal 80 % der Kreditsumme abdecken, bei Betriebs-

mittel- und Kontokorrentkrediten maximal 60-80 % (Schiereck 2002, S. 178). 
5  Allerdings sind Mitnahmeeffekte auch bei Bürgschaften nicht auszuschließen, wenn Bürgschafts- und Rück-

bürgschaftsbesicherung auch Kreditengagements rentabel werden lassen, deren Ausfallwahrscheinlichkeit weit 
über dem Wert beim durchschnittlichen übrigen Kreditgeschäft liegt, oder wenn an einer Bürgschaftsbank be-
teiligte Kreditinstitute sich Kreditvergaben verbürgen lassen, die auch ohne Bürgschaftsabsicherung vergeben 
worden wären (Schiereck 2002, S. 187). 
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Alle genannten Punkte sind nicht zu unterschätzende Risikofaktoren bei der Kreditverga-
be, die Kreditrationierung verursachen können. Empirische Studien für Deutschland zei-
gen, dass etwa die Hälfte des Bürgschaftsvolumens für Existenzgründungen und Unter-
nehmensübernahmen bereitgestellt werden, ca. ein Drittel entfällt auf Unternehmen aus 
dem verarbeitenden Gewerbe und ca. 30 % auf Unternehmen des Dienstleistungssektors. 
Ein Drittel der Bürgschaftsnehmer kommt aus dem Handwerksbereich (Schiereck 2002, 
S. 186; Schmidt/Elkan 2006, S. 16). Zudem wird eine Bürgschaft umso wahrscheinlicher 
gewährt, je kürzer und weniger eng die Hausbankbeziehung ist (Bigus/Langer/Schiereck 
2004). Dies ist ein Indiz dafür, dass Bürgschaften in diesen Fällen eher benötigt werden, 
um subsidiär zur Hausbankbeziehung Kreditrisiken aus asymmetrischer Information zu 
reduzieren. 
Bürgschaften können auch im Zusammenhang mit den Basel II-Eigenkapitalregelungen 
für Kreditinstitute von Vorteil sein. Durch die Übernahme einer Bürgschaft reduziert sich 
die notwendige Eigenkapitalbindung der Hausbank, was zu einer Reduzierung der Kre-
ditkosten führt. Diese Eigenkapital entlastende Wirkung unterstützt somit die Wirksam-
keit der Förderpolitik des Bundes und der Länder (Verband der Bürgschaftsbanken 2006, 
S. 12). 

2.  Empirische Evidenz 

Die Kreditfinanzierung ist im deutschen bank-basierten Finanzsystem traditionell und 
auch heute eine der Hauptfinanzierungsquellen kleiner und mittlerer Unternehmen.6 Al-
lerdings berichten Unternehmen immer wieder von Schwierigkeiten, Kredite zu erhalten. 
Abbildung 1 zeigt einen Zusammenhang zwischen dem Anteil der abgelehnten Kredite 
und der Unternehmensgröße aus einer KfW-Unternehmensbefragung im Jahr 2003. 
 

                                              
6  Quantitativ können kleine und mittlere Unternehmen wie folgt definiert werden: Kleinstunternehmen haben 

weniger als 10 Mitarbeiter und einen Jahresumsatz bzw. eine Bilanzsumme von höchstens 2 Mio. Euro. Kleine 
Unternehmen haben weniger als 50 Mitarbeiter und einen Jahresumsatz bzw. eine Bilanzsumme von höchstens 
10 Mio. Euro. Mittlere Unternehmen verfügen über weniger als 250 Mitarbeiter bei einem Jahresumsatz von 
höchstens 50 Mio. Euro bzw. einer Bilanzsumme von höchstens 43 Mio. Euro. Darüber hinaus gehende Unter-
nehmen werden als große Unternehmen bezeichnet (Kommission der Europäischen Gemeinschaften 2003). 
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Abb. 1:  Anteil der abgelehnten Kredite im Verhältnis zur Unternehmensgröße (Anga-
ben in Prozent) 

Quelle:  iwd 2005, S. 14 

 
In allen Unternehmensklassen wurde ein nicht unerheblicher Anteil der Kredite abge-
lehnt. Von dieser Kreditrationierung sind besonders Kleinstunternehmen in der Klasse bis 
1 Mio. Euro betroffen, bei denen 23,2 % der Kreditanträge nicht bewilligt wurden. Eine 
Unternehmensbefragung für die Jahre 2004 und 2005 (KfW Bankengruppe 2006) zeigt, 
dass der häufigste Grund für die Ablehnung eines Kredites der Mangel an Sicherheiten ist 
(vgl. Abbildung 2). 
Auch die jüngsten Unternehmensbefragungen der KfW bestätigen dieses Bild: Fast 20 % 
der Kreditanträge zur Finanzierung von Investitionen werden abgelehnt, wovon beson-
ders Kleinunternehmen und Unternehmen in Ostdeutschland betroffen sind. Die wich-
tigsten Gründe sind unzureichende Sicherheiten und eine zu geringe Eigenkapitalquote 
der Unternehmen. Eine Kreditablehnung führt in 35 % der Fälle dazu, dass das Investiti-
onsvorhaben ganz unterbleibt (KfW Bankengruppe 2006a). Dieses Ergebnis bestätigt 
eine Umfrage des Verbandes der Vereine Creditreform, wonach noch nicht einmal jeder 
vierte Betrieb mit ausreichend Eigenkapital versorgt ist (Verband der Vereine Creditre-
form 2008). 
Große Probleme einen Kredit zu erhalten haben vor allem kleine innovative Unterneh-
men. Hier geben 44 % der Unternehmen an, im Rahmen von Kreditverhandlungen we-
nigstens einmal eine Ablehnung durch die Bank erhalten zu haben. Bei kontinuierlich 
forschenden Unternehmen liegt diese Quote immer bei fast 50 % der Unternehmen (KfW 
Bankengruppe 2007). 
Die jüngste Unternehmensbefragung der DIHK (2008) zeigt, dass sich die Kreditkonditi-
onen für die Unternehmer im Vergleich zum Vorjahr nur geringfügig verschlechtert ha-
ben. Etwa ein Fünftel der Unternehmen berichtet über verschärfte Kreditkonditionen, bei 
3 % dieser Unternehmen wurde der Kredit nicht verlängert bzw. abgelehnt. Kleine Un-
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ternehmen sind jedoch überdurchschnittlich stark von Verschlechterungen der Kredit-
konditionen betroffen und weisen überdurchschnittliche Kreditablehnungsquoten auf. Für 
die Kreditrationierung seitens der Banken sind verschiedene Ursachen verantwortlich. 
Sie können i) in den institutionellen Rahmenbedingungen, ii) in der konjunkturellen Situ-
ation sowie iii) den unternehmensspezifischen Faktoren gefunden werden. Die bedeu-
tendste Veränderung der Rahmenbedingungen in den letzten Jahren ist die Neuregelung 
der Eigenkapitalnormen bei den Banken (Basel II). Demnach sollen Kreditinstitute seit 
dem 1. Januar 2007 die Ergebnisse der Kreditnehmerratings sowohl für aufsichtsrechtli-
che Zwecke als auch für die Kreditvergabe nutzen. Dies führt zu einer risikogerechteren 
Bepreisung. Da die Risikobewertung maßgeblich von der Eigenkapitalquote des Unter-
nehmens abhängt, wird der Kreditzugang insbesondere für eigenkapitalschwache KMU 
erschwert.7 Die in Basel II vorgenommenen Erleichterungen für KMU gestatten zwar im 
Durchschnitt günstigere Kreditkonditionen. Diese bleiben jedoch den Unternehmen ver-
wehrt, die keinen Zugang zum Bankkredit haben (DIHK 2007). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Anmerkung: Mit der Anzahl der Unternehmen hochgerechnete Werte auf der Basis von 832 Beobachtungen in der 
Stichprobe des Jahres 2005 und 453 Beobachtungen in der Stichprobe des Jahres 2006. Hochrechnung inklusive 
„Sonstige“ Branchen. Die Anteile addieren sich zu mehr als 100 %, da Mehrfachnennungen möglich waren. 

Abb. 2:  Gründe für die Ablehnung eines Kredites in den Jahren 2004 und 2005 (Anga-
ben in Prozent) 

Quelle:  KfW Bankengruppe 2006 

 
Die von 2000 bis 2004 gestiegenen Insolvenzzahlen zeigen die schwierige wirtschaftliche 
Situation vieler Unternehmen in einer konjunkturellen Schwächephase, die zu hohen 
Wertberichtigungen bei den Banken führten. So mussten beispielsweise im Jahr 2004 
                                              
7  Dies gilt bereits für die letzten Jahre, in denen sich die Banken auf die Basel II-Regelungen vorbereitet und 

diese zum Teil implementiert haben. 
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39.270 Unternehmen Insolvenz anmelden. In 18,4 % der Fälle handelte es sich dabei um 
Kleinstunternehmen mit einem Umsatz von weniger als 100.000 Euro. Kleinunternehmen 
mit einem Umsatz von 500.000 bis 5 Millionen Euro machten einen Anteil von 34,7 % 
am gesamten Insolvenzaufkommen aus. Zudem waren 14,2 % der insolventen Unter-
nehmen nicht älter als 2 Jahre (Verband der Vereine Creditreform e. V. 2005). Somit zei-
gen sich Unternehmensgröße und -alter als wichtige unternehmensspezifische Risikofak-
toren, die Einfluss auf das Kreditausfallrisiko für die Bank haben. Die gilt auch bei einem 
rückläufigen Trend bei den Unternehmensinsolvenzen, wie er aktuell beobachtet wird.8 
Obwohl der konjunkturelle Aufschwung seit Mitte 2005 die Finanzierungsbedingungen 
der Unternehmen erleichtert hat, haben nach wie vor kleinere Unternehmen signifikant 
häufiger Probleme, einen Kredit zu erhalten als große. Während kleinen Unternehmen bei 
schlechter Bonität eher der Kredit verweigert wird, können größere Unternehmen einen 
Bonitätsnachteil durch einen Risikoaufschlag bei den Zinsen kompensieren. Ostdeutsche 
Unternehmen haben nach wie vor einen schlechteren Zugang zu Bankkrediten, der aber 
weniger durch ihren Standort, als vielmehr durch ihre Größe und Branchenzugehörigkeit 
bedingt ist (KfW Bankengruppe 2006a).9 Große Unternehmen (200 bis 1000 Beschäftig-
te) im Osten sehen sich verbesserten Kreditkonditionen gegenüber, was auf eine stabile 
Basis an mittelständischen Unternehmen schließen lässt. Im Westen stehen laut DIHK 
ebenfalls große Unternehmen verbesserten Kreditkonditionen gegenüber. Schwierig hin-
gegen bleibt die Situation der kleinen Unternehmen (DIHK 2008). 
Zur Lösung dieses Problems können Sicherheiten durch die Unternehmen zur Verfügung 
gestellt werden. Aber gerade kleine und mittlere Unternehmen weisen häufig einen Man-
gel an Sicherheiten auf. Bürgschaften helfen in diesem Zusammenhang, den Unterneh-
men ihre Finanzierungsvorhaben zu sichern. Im Gegensatz zu anderen Förderprogram-
men wie Investitionszuschüssen und -zulagen wirken Bürgschaften weniger allokations-
verzerrend, da sie nicht unbedingt eine Subventionierung von Kapital herbeiführen. Im 
Jahr 2006 wurde eine Förderung (d. h. öffentliche Hilfe für Investitionen oder Unterneh-
mensfinanzierung) von einem guten Fünftel der Unternehmen in Deutschland beantragt 
(KfW Bankengruppe 2006a). Am häufigsten waren dabei Anträge auf einen KfW-Kredit 
(36 %) sowie auf Zuschüsse und Zulagen (36 %). Ostdeutsche Unternehmen fragen signi-
fikant häufiger Zuschüsse und Zulagen nach (64 % gegenüber 23 % für westdeutsche 
Unternehmen). Demgegenüber werden Bürgschaften in Ostdeutschland weniger stark 
nachgefragt als in Westdeutschland (8,6 % gegenüber 10,5 % der Fälle). Insgesamt haben 
nur rund 10 % der von der KfW befragten Unternehmen in Deutschland eine Bürgschaft 
beantragt. Die Beobachtung, dass Bürgschaften wesentlich häufiger von jungen Unter-
nehmen als von Bestandsunternehmen beantragt werden, könnte ein Indiz dafür sein, dass 
es junge Unternehmen schwerer haben, die für die Kreditfinanzierung benötigten Sicher-
heiten zu stellen (KfW Bankengruppe 2006a, S. 56). Allerdings werden Bürgschaftsan-

                                              
8  So reduzierte sich die Zahl der Unternehmensinsolvenzen im Jahr 2007 um 14,4 % auf 29.150 Betriebe (Ver-

band der Vereine Creditreform 2008). 
9  Zu einer Ost-West-Lücke bei der Kreditfinanzierung von KMU in Deutschland vgl. auch Lehmann/Neuberger/ 

Räthke 2004. 
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träge weniger oft bewilligt als andere Förderanträge. Bei den bewilligten Förderanträgen 
aller Unternehmen stehen Zuschüsse an erster Stelle (39,6 %), gefolgt von KfW-Krediten 
(37,5 %), Länderkrediten (19,8 %), EU-Mitteln (17,4 %) und Bürgschaften (8,6 %) (KfW 
Bankengruppe 2006a, S. 61). 
In Mecklenburg-Vorpommern hilft das Land durch öffentliche Bürgschaftsprogramme. 
Aber auch Bürgschaften durch die Bürgschaftsbank unterstützen die Region, indem sie 
bei der Unternehmensgründung helfen, den Bestand von Unternehmen sichern und somit 
insgesamt das wirtschaftliche Wachstum fördern. Bürgschaften sind von großer volks-
wirtschaftlicher sowie regional- und arbeitsmarktpolitischer Bedeutung (Kriszeleit 2006, 
S. 1027). 
Bürgschaften und hier speziell Bürgschaftsbanken bringen einen hohen volkswirtschaftli-
chen Nutzen mit sich. So konnten Schmidt und Elkan (2006) in einer Simulationsstudie 
zum volkswirtschaftlichen Gesamtnutzen von Bürgschaftsbanken in Deutschland zeigen, 
dass aufgrund der Aktivitäten der Bürgschaftsbanken in den Jahren 1996 bis 2002 das 
Bruttoinlandsprodukt um 3,2 Mrd. Euro jährlich höher ausgefallen ist. Zudem konnte die 
Zahl der Beschäftigten erhöht werden (durchschnittlich plus 12.900 jährlich) und die 
Zahl der Erwerbslosen abgebaut werden (durchschnittlich minus 9.100 jährlich). Das 
führt zu einer Reduzierung der Sozialausgaben des Staates und hat somit positive Steuer-
effekte zur Folge. Der Finanzierungssaldo des Staates fällt durch die Aktivität von Bürg-
schaftsbanken um jährlich rund 670 Mio. Euro höher aus. 
Dieser Beitrag speziell der Bürgschaftsbanken, denen die Bürgschaften des Landes in 
keiner Weise zurückstehen, sind außerdem von einem hohen Maß an Nachhaltigkeit ge-
prägt. So zeigt die angeführte Untersuchung, dass die durch Bürgschaften unterstützten 
Unternehmen eine überdurchschnittlich hohe Überlebenswahrscheinlichkeit haben. Im 
Vergleich zu nicht geförderten Unternehmen beträgt die jahrgangsspezifische Ausfall-
quote nach 10 Jahren 17 % des bewilligten Volumens und wird damit als vergleichsweise 
niedrig eingestuft. Ein Grund hierfür wird unter anderem in der intensiven Prüfung der 
Finanzierungsvorhaben gesehen. So helfen Bürgschaftsbanken Existenzgründern durch 
Check-up Programme, Schwachstellen eines Unternehmensplanes besonders in der Früh-
phase zu erkennen und zu beseitigen. 
Diese dargestellten Effekte rechtfertigen ein Engagement der öffentlichen Hand und zei-
gen auf, wie wirkungsvoll diese Art der Wachstumspolitik ist. 

III.  Untersuchung für Mecklenburg-Vorpommern 

1.  Hintergrund 

Das Wirtschaftswachstum Mecklenburg-Vorpommerns fiel in den letzten 10 Jahren sehr 
gering aus. Gemessen am Bruttoinlandsprodukt hat sich die Wirtschaft insgesamt gerin-
ger als der ostdeutsche Durchschnitt entwickelt (Ostdeutscher Bankenverband e. V. 2007, 
S. 2). Daher ist das vorrangige wirtschaftspolitische Ziel der Landesregierung Mecklen-
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burg-Vorpommerns, das Wachstum durch die Unterstützung der regionalen Wirtschaft zu 
fördern und somit die Sicherung und Schaffung neuer Arbeitsplätze zu gewährleisten.  
Die Unternehmensstruktur des Flächenlandes Mecklenburg-Vorpommern ist von kleinen 
und mittleren Unternehmen geprägt. So stellt diese Unternehmensgruppe mit einem An-
teil von 99,9 % aller Unternehmen das Rückgrat der Wirtschaft dar. Die Unternehmen 
erzielen einen Umsatzanteil von 77,4 % und beschäftigen 80,6 % der sozialversiche-
rungspflichtigen Beschäftigten (Mittelstandsbericht Mecklenburg-Vorpommern 2002-
2006, S. 5). Speziell in Mecklenburg-Vorpommern wird die Hälfte der Wirtschaftsleis-
tung von Unternehmen mit Jahresumsätzen von weniger als 5 Mio. Euro erzielt. Aller-
dings geht mit dieser auf kleine Unternehmen aufgebauten Struktur ein immenses Prob-
lem einher. Trotz ihrer Flexibilität haben kleine Unternehmen häufig nicht das Potenzial, 
in Forschung und Entwicklung zu investieren oder Auslandsmärkte zu erschließen, um so 
neues Wachstum zu generieren. Geprägt wird die Wirtschaft Mecklenburg-Vorpommerns 
von der Ernährungs-, Holz-, Metall- und Elektroindustrie sowie maritimer Wirtschaft. 
Wichtige nichtindustrielle Branchenschwerpunkte sind die Tourismuswirtschaft sowie 
Land- und Forstwirtschaft. Bau und öffentliche Verwaltung tragen anders als die Indust-
rie überproportional zur Wertschöpfung bei. Zukunftspotenzial und damit eine besondere 
Förderungswürdigkeit können der Biotechnologie und der Gesundheitswirtschaft zuge-
rechnet werden (Ostdeutscher Bankenverband e. V. 2007, S. 3). Der im bundesdeutschen 
Vergleich geringe Anteil des verarbeitenden Gewerbes an der Wertschöpfung begründet 
ein geringes Investitions- und damit Wachstumspotenzial der Wirtschaft Mecklenburg-
Vorpommerns. Die Industrie ist in Deutschland nach wie vor der wichtigste Investiti-
onsmotor (KfW Bankengruppe 2006a). Die geringe Wirtschaftskraft zeigt sich in einer 
Wertschöpfungslücke in Höhe von mehr als 6,6 Mrd. Euro pro Jahr (vgl. Abbildung 3). 
D. h. die Unternehmen, die öffentliche Hand und die Bürger verbrauchen mehr als sie 
erwirtschaften. Um diese Lücke zu schließen, müssen neue Unternehmen und damit mehr 
Wirtschaftskraft etabliert werden (Mittelstandsbericht Mecklenburg-Vorpommern 2002-
2006, S. 17). 
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Abb. 3:  Wertschöpfungslücke Mecklenburg-Vorpommern für das Jahr 2003 (in Mio. 
Euro) 

Quelle:  Eigene Darstellung 

 
Der Mittelstand in Mecklenburg Vorpommern braucht gute Rahmen- und Wettbewerbs-
bedingungen. Dabei hilft die Landesregierung durch eine Mittelstandspolitik, die Finan-
zierung neuer Investitionsprojekte zu erleichtern. Allerdings haben gerade kleine und 
mittlere Unternehmen häufig Schwierigkeiten, den Kapitalbedarf für ihre geplanten In-
vestitionsvorhaben aus eigener Kraft zu decken, und sind daher auf Kredite angewiesen. 
Bei geringer Bereitschaft der Banken Kredite zu vergeben, unter anderem begründet 
durch die sich verändernden Rahmenbedingungen durch BASEL II, kann die Finanzie-
rungsfunktion der Kreditwirtschaft nur eingeschränkt erfüllt werden. Die Folge ist mögli-
cherweise eine verringerte wirtschaftliche Dynamik (Mittelstandsbericht Mecklenburg-
Vorpommern 2002-2006, S. 5). Diesem kann durch Bürgschaftsprogramme wie das Lan-
desbürgschaftsprogramm sowie durch die Tätigkeit von Bürgschaftsbanken entgegenge-
steuert werden. Diese sollen helfen, Standortnachteile von Regionen und Einkommensge-
fälle zwischen Teilen der Bevölkerung auszugleichen sowie den Wegfall von Wirt-
schaftszweigen zu verhindern. Diese Art der Wirtschaftstrukturpolitik ist daher eng mit 
den Zielen der Wachstumspolitik verknüpft und ein wichtiger Bestandteil der regionalen 
Förderpolitik (Kriszeleit 2006, S. 1028; KfW Bankengruppe 2006a). Die verschiedenen 
Bürgschaftsprogramme, die Unternehmen in Mecklenburg-Vorpommern zur Verfügung 
stehen, sind in Tabelle 1 zusammengestellt. 
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Tab. 1:  Übersicht über die Bürgschaftsprogramme in Mecklenburg-Vorpommern 
Quelle:  Eigene Darstellung auf der Grundlage von Wirtschaftsministerium 2005 
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2.  Datensatz 

Die Ergebnisse der Untersuchung beruhen auf einer Umfrage im Jahr 2007, die im Auf-
trag der PwC AG und der Bürgschaftsbank Mecklenburg-Vorpommern GmbH durchge-
führt wurde. Insgesamt wurden 780 Unternehmer durch die genannten Unternehmen mit 
der Bitte angeschrieben, einen Fragebogen zu den von ihnen in Anspruch genommenen 
Bürgschaften zu beantworten. Dabei entfielen 700 Unternehmen auf die Bürgschafts-
bank, d. h. hier wurde jedes zweite Unternehmen angeschrieben. Die verbleibenden 80 
Unternehmen sind Empfänger der Landesbürgschaft im Mandat der PwC AG. Dies ent-
spricht der Gesamtzahl der hier geförderten Unternehmen. 
Insgesamt haben an der Umfrage 121 Unternehmen teilgenommen, wobei 105 (86,6 %) 
auf die Bürgschaftsbank und 16 (13,4 %) auf Unternehmen, die am Landesbürgschafts-
programm beteiligt waren, entfallen. Die Rücklaufquote beträgt damit insgesamt 15,5 %. 
Die Evaluierung erfolgt aufgrund eines Vergleichs von Daten im Jahr der Bürgschaftszu-
sage mit Daten aus dem Geschäftsjahr 2006. Damit kann die Wirksamkeit der untersuch-
ten Programme direkt untersucht werden. Im Durchschnitt liefen die Förderungen zum 
Zeitpunkt der Befragung 3,5 Jahre. Auf eine getrennte Darstellung der Ergebnisse wird 
aus zwei Gründen verzichtet: Zum einen ist der Anteil der Unternehmen am Landesbürg-
schaftsprogramm zu gering. Zum anderen sollen die beiden Programme nicht gegenein-
ander abgewogen werden, sondern die Effizienz von Bürgschaften in Mecklenburg-
Vorpommern insgesamt untersucht werden. 

3.  Deskriptive Analyse 

Größe der Unternehmen und Beschäftigung  
Die befragten Unternehmen können überwiegend der Gruppe der kleinen und mittelstän-
dischen Unternehmen zugeordnet werden. Sie sind in Land- und Forstwirtschaft (2,5 %), 
Tourismus (11,76 %), im produzierenden Gewerbe (30,25 %), Bau (5,9 %), Dienstleis-
tungssektor (27,7 %), Handel (8,4 %), als Freiberufler (4,2 %) bzw. Handwerker (9,2 %) 
tätig und durchschnittlich 9,7 Jahre alt. Personengesellschaften wurden mit 56,9 % der 
Fälle nur geringfügig mehr als Kapitalgesellschaften (43,1 %) gefördert. Im Jahr der 
Bürgschaftszusage hatten 97,8 % der Unternehmen nicht mehr als 250 Mitarbeiter (n = 
91). Im Geschäftsjahr 2006 sind es 97,3 %. Insgesamt zeigt sich bei der Entwicklung der 
Unternehmensgrößen, gemessen an der Anzahl der Beschäftigten, ein erfreulicher Trend. 
Während der Anteil der Kleinstunternehmen abgenommen hat, ist der Anteil der kleinen, 
mittleren und großen Unternehmen gestiegen. Das kann darauf hinweisen, dass die ge-
förderten Unternehmen weitere Mitarbeiter eingestellt haben. Damit ist ein vorrangiges 
Ziel der Wachstumspolitik, nämlich Sicherung und Ausbau der Beschäftigung, erfolg-
reich umgesetzt worden (vgl. Abbildung 4). 
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Abb. 4:  Größenverteilung der befragten Unternehmen (Angaben in Prozent) 
Quelle: Eigene Darstellung 

 
Die Betrachtung einzelner Kategorien von Beschäftigten zeigt ebenfalls durchweg einen 
positiven Trend. Während bei den befragten Unternehmen die Gesamtanzahl der Be-
schäftigten um 24,8 % gestiegen ist, nahm die Zahl der Vollzeitbeschäftigten um 30 %, 
die Zahl der Teilzeitbeschäftigten um 21,6 % und die Zahl der Auszubildenden um 70 % 
zu.10 Teilzeitkräfte wurden in 15,2 % der Fälle in Vollzeitbeschäftigte umgewandelt.  
Auch die Qualifikation der beschäftigten Mitarbeiter hat sich verbessert. Besonders er-
freulich ist hierbei, dass die Unternehmen in Mecklenburg-Vorpommern mehr Absolven-
ten von Hochschulen, Fachhochschulen und Berufsakademien sowie Facharbeiter einstel-
len. So wuchs die Anzahl der Absolventen von durchschnittlich 5,9 auf 8,7, also um 
47,4 % (vgl. Tabelle 2). Bei den Facharbeitern nahm die Zahl von 17,6 auf 22,0, also um 
25 %, zu. Dies könnte auch als ein Indiz für den Willen der Unternehmen angesehen wer-
den, in Forschung und Entwicklung zu investieren. Aber auch alle anderen Beschäftig-
tenkategorien konnten Zuwächse verzeichnen.  
 

                                              
10  Die Zahlen ergeben sich aus den berechneten Mittelwerten für die jeweiligen Beschäftigten im Jahr der Bürg-

schaftszusage und im Geschäftsjahr 2006. Dabei können insofern Verzerrungen auftreten, als in einigen Fällen 
lediglich Zahlen für das Jahr der Bürgschaftszusage vorliegen, wenn das Unternehmen erst 2006 gegründet 
wurde. 
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 Jahr der  
Bürgschaftszusage 

Geschäftsjahr 2006 

Absolventen Universität,  
Fachhochschule, Berufsakademie 5,9 8,7 
Facharbeiter 17,6 22,0 
Ungelernte/Hilfsarbeiter 4,9 6,7 
Mitarbeiter über 50 Jahre 7,5 7,7 
Leiharbeiter 1,1 1,7 
Andere 0,2 0,5 

Tab. 2:  Kategorien der Beschäftigten (Mittelwerte) 
Quelle:  Eigene Darstellung 

 
Bilanzielle Situation der Unternehmen  
Ein ebenso positives Bild ergibt sich, wenn die Bilanzen der befragten Unternehmen be-
trachtet werden. Hier konnten die Unternehmen die Bilanzsumme durchschnittlich um 
29,3 % erhöhen. Die durchschnittliche Eigenkapitalquote11 ist vom Jahr der Bürgschafts-
zusage bis zum Geschäftsjahr 2006 von 27,1 % auf 32,4 % gestiegen. Das entspricht ei-
nem Zuwachs von 19,5 %. Dabei ist die Verbesserung der Eigenkapitalposition der Un-
ternehmen nicht auf Finanzierungsinstrumente wie Factoring, Leasing oder Mezzanine-
Kapital zurückzuführen. Die Unternehmen gaben an, diese Instrumente gar nicht bis sehr 
selten zu nutzen. Vielmehr sehen die Unternehmer einen direkten Zusammenhang zwi-
schen der Verbesserung ihres Betriebsergebnisses und der erhaltenen Bürgschaft. Der 
Umsatz der Unternehmen ist im betrachteten Zeitraum im Durchschnitt von 3.325,7 auf 
4.391,2 Tsd. Euro, d. h. um 32,0 %, gestiegen. Dabei gaben ca. 75 % der Unternehmen 
an, den Umsatz wie geplant bzw. mehr als geplant gesteigert zu haben. Zudem gaben 
mehr als die Hälfte der Unternehmen an, den Umsatz außerhalb Mecklenburg-
Vorpommerns um mehr als 10 % gesteigert zu haben. Insgesamt konnten die Unterneh-
men ihre finanzielle Situation somit deutlich verbessern.  
 
Bürgschaft und Kreditfinanzierung  
Diese Ergebnisse machen auch deutlich, welches Potenzial diese Unternehmen hatten. 
Viele hätten ohne die Zusage einer Bürgschaft keinen Kredit oder einen Kredit nur zu 
ungünstigeren Konditionen erhalten (vgl. Abbildung 5). Daraus kann auf eine große He-
belwirkung der vergebenen Bürgschaften geschlossen werden.  
 
 
 
 
 
                                              
11  Die Eigenkapitalquote wurde aus dem Verhältnis des durchschnittlichen Eigenkapitals zur durchschnittlichen 

Bilanzsumme gebildet. 
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Ohne die Zusage einer Bürgschaft…  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  

Abb. 5:  Einfluss der Bürgschaft auf die Kreditfinanzierung (Angaben in Prozent) 
Quelle:  Eigene Darstellung 

 
Es zeigt sich, dass in nahezu der Hälfte der Fälle kein Kredit durch die entsprechende 
Bank gewährt worden wäre. Nur ca. 3 % der Unternehmen hätten ohne Bürgschaft einen 
Kredit zu den entsprechenden Konditionen erhalten. Mit Blick auf die oben vorgestellten 
Zahlen zur Wirtschaftskraft der Unternehmen ist die Bereitschaft der Bürgschaftsbank 
und des Landes, Risiken dieser Kredite zu tragen, besonders erwähnenswert, da nur so 
Kreditrationierung verhindert wurde. Für 71 % der befragten Unternehmen hat sich durch 
den Erhalt der Bürgschaft nach eigenen Angaben der Zugang zu Fremdkapital erleichtert. 
Allerdings geben die Unternehmen an, dass sich die Konditionen für die Aufnahme von 
Fremdkapital nicht verbessert haben (vgl. Abbildung 6). 
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Abb. 6:  Einfluss der Bürgschaft auf den Zugang zu Fremdkapital und die Kreditkondi-
tionen (Angaben in Prozent) 

Quelle:  Eigene Darstellung 

 
Die Höhe der verbürgten Kredite beträgt bezogen auf die gesamte Stichprobe durch-
schnittlich 2.430 Tsd. Euro. Mit durchschnittlich 994 Tsd. Euro Bürgschaft tragen die 
Bürgschaftsbank und das Land ca. 41 % des Kreditrisikos.12 Sparkassen sind dabei in 
43,9 % der Fälle die Hausbank, die sich am stärksten bei der Vermittlung von Bürgschaf-
ten engagiert. Damit erfüllt die Sparkassen-Finanzgruppe einen wichtigen Beitrag im 
Rahmen ihrer Aufgabe als regionaler Förderer der Wirtschaft. Darauf folgen die privaten 
Banken (31,8 %) und die Volks- und Raiffeisenbanken (23,4 %). Es zeigt sich aber auch, 
dass die Kreditinstitute bei der Bekanntmachung von Bürgschaften am aktivsten sind. So 
haben 82,7 % der Unternehmen von einer Bank erfahren, dass sie sich für eine Bürg-
schaft bewerben können. Alle anderen Vermittler, wie Steuerberater, Verbände, Kam-
mern sowie die Bürgschaftsbank und PwC haben keinen Anteil an dieser Art der Bera-
tung. Hier gibt es sicherlich noch weiteres Potenzial, da gezeigt werden konnte, dass von 
den Unternehmen, die eine Bürgschaft erhalten haben, positive Effekte auf Wachstum 
und Beschäftigung der Region ausgehen.  
Der verbürgte Kredit wurde von 64,5 % der Unternehmen für eine Investition verwendet. 
In der Mehrzahl handelte es sich hierbei um Anlageinvestitionen zur Errichtung einer 
neuen Betriebsstätte (47 %). Dieses Ergebnis macht noch einmal die Notwendigkeit sol-
cher Programme deutlich. Insbesondere bei Existenzgründungen, bei denen Banken häu-
fig nicht bereit sind, das Risiko allein zu tragen, helfen Bürgschaften des Landes und der 
Bürgschaftsbank, dass diese Investitionen dennoch zu Stande kommen. Neben der Unter-

                                              
12  Hier sei auf die Unterschiede der beiden Bürgschaftsgeber verwiesen. Die Bürgschaftsbank verbürgt im Durch-

schnitt Kredite in Höhe von 913 Tsd. Euro. Die Landesbürgschaften betragen im Durchschnitt 12.766 Tsd.  
Euro. 
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stützung der Gründung werden die Investitionskredite vorrangig für Anlageinvestitionen 
bei Erweiterung einer bestehenden Betriebsstätte (27,3 %) und die Übernahme eines be-
stehenden Betriebes (25,8 %) genutzt. Nur wenige Fälle nutzen den Kredit für eine Anla-
geinvestition in eine bestehende Betriebsstätte (18,2 %) bzw. für eine grundlegende Ver-
änderung im Unternehmen (9,1 %). Das durchschnittliche Investitionsvolumen beträgt 
dabei bezogen auf die gesamte Stichprobe 3.268 Tsd. Euro.13 Die Mittel werden an erster 
Stelle in Maschinen und Anlagen (85,1 %), Gebäude (55,2 %) und Grundstücke (34,3 %) 
investiert. Selten nutzen die Unternehmen die Kredite, um immaterielle Vermögensge-
genstände zu erwerben (19,4 %).  
Die Rückzahlung des Kredites ist für einen Anteil von 84,6 % der befragten Unterneh-
men kein nennenswertes Problem. Dies ist ein Indiz dafür, dass die begünstigten Unter-
nehmen von PWC und der Bürgschaftsbank sorgfältig ausgewählt werden.  
 
Wettbewerb auf den Absatz- und Beschaffungsmärkten  
Ein weiteres wichtiges Indiz, um die Wirksamkeit der Förderpolitik zu messen, ist das 
Wachstum der Unternehmen auf den Absatz- und Beschaffungsmärkten. Neben der regi-
onalen Nachfrage und der Binnennachfrage ist es wichtig, dass Waren international abge-
setzt werden können. Dies ist für viele Unternehmen in Mecklenburg-Vorpommern häu-
fig nicht gegeben, da hier viele Dienstleistungs- und Tourismusunternehmen am Markt 
agieren (siehe oben). Es zeigt sich allerdings, dass die Unternehmen im Durchschnitt auf 
allen nationalen und internationalen Märkten mit Ausnahme Mecklenburg-Vorpommerns 
wachsen konnten (vgl. Abbildung 7). 
Obwohl sich zwei Drittel der Unternehmen einem stärkeren Wettbewerb auf den Ab-
satzmärkten ausgesetzt sehen, gaben 59 % der Unternehmen an, Marktanteile gewonnen 
zu haben. Den Grund für dieses Wachstum sehen die Unternehmen in der verbesserten 
Produktqualität (58,2 %) und innovativeren Produkten (54,6 %) im Vergleich zur Kon-
kurrenz. Daneben spielen günstigere Konditionen gegenüber den Kunden (29,1 %), ver-
besserte Produktionsprozesse (20,9 %) und kürzere Lieferzeiten (17,3 %) eine Rolle.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

                                              
13  Dabei gibt es bei den beiden Bürgschaftsgebern erhebliche Unterschiede. Das Investitionsvolumen der Unter-

nehmen, die durch die Bürgschaftsbank finanziert werden, beträgt im Durchschnitt 789 Tsd. Euro. Das Investi-
tionsvolumen bei Landesbürgschaften beträgt im Durchschnitt 34.257 Tsd. Euro. 
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Abb. 7:  Wachstum auf den Absatzmärkten (Angaben in Prozent) 
Quelle: Eigene Darstellung 

 
Als wichtigsten Beschaffungsmarkt nannten 87,2 % der Unternehmen Mecklenburg-
Vorpommern mit einem Anteil von 46,8 %. Als weitere wichtige Quellen für Beschaf-
fungsgüter sind das restliche Deutschland (80,7 %) mit einem (durchschnittlichen) Anteil 
von 44,7 % und mit Abstand die anderen westeuropäischen Länder genannt. Beschaf-
fungsmärkte in Osteuropa, Asien oder den USA spielen nur eine untergeordnete Rolle 
(vgl. Abbildung 8). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Abb. 8:  Beschaffungsmärkte und deren Anteil (Angaben in Prozent) 
Quelle:  Eigene Darstellung 
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Allerdings hat sich die Marktposition bei dem Großteil der befragten Unternehmen 
(51,4 %) durch die Bürgschaftszusage auf den Beschaffungsmärkten nicht verändert. 
Verbessern konnten ihre Marktposition immerhin 35,5 % der Unternehmen, während nur 
13,1 % eine Verschlechterung empfinden. 
 
Nachhaltigkeit  
Neben all den erwähnten Aspekten ist die Frage nach der Nachhaltigkeit einer Investition 
in der öffentlichen und wissenschaftlichen Diskussion immer wichtiger geworden. Dabei 
spielen vor allem die Schonung der Ressourcen, die soziale Verantwortung gegenüber 
den Mitarbeitern und die Investition in Forschung und Entwicklung eine wichtige Rolle. 
Hier haben die Unternehmen in Mecklenburg-Vorpommern noch einigen Nachholbedarf 
(vgl. Abbildung 9). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Abb. 9:  Nachhaltigkeit  
Quelle:  Eigene Darstellung 

 
Bei der Betrachtung dieser Werte zeigt sich vor allem die Notwendigkeit, stärker in For-
schung und Entwicklung zu investieren. Allerdings muss hier auf die besondere Bran-
chenstruktur Mecklenburg-Vorpommerns verwiesen werden, obwohl die Stichprobe 
selbst einen vergleichsweise hohen Anteil am produzierenden Gewerbe enthält. 
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IV.  Zusammenfassung und Schlussfolgerungen 

Ziel der Untersuchung war, Bürgschaftsprogramme des Landes Mecklenburg-
Vorpommern zu evaluieren. Grundlage war eine Befragung bei 780 Unternehmen, die im 
Jahr 2007 durchgeführt wurde. Insgesamt konnte festgestellt werden, dass die Bürg-
schaftsprogramme einen positiven Beitrag beim Aufbau der regionalen Wirtschaft leis-
ten. Gemessen an dem Ziel dieser Programme, das Wachstum und die Beschäftigung in 
Mecklenburg-Vorpommern zu sichern und auszubauen, stellen sie ein Beispiel für erfolg-
reich umgesetzte Wirtschaftspolitik dar. Sie erreichen die Unternehmen direkt und führen 
sofort zu sichtbaren Erfolgen. Die Ergebnisse der vorliegenden Studie entsprechen den 
theoretischen Erwartungen und empirischen Befunden anderer Studien zur wirtschaftli-
chen Vorteilhaftigkeit staatlicher Bürgschaften und Bürgschaftsbanken. Auch wenn die 
volkswirtschaftlichen Vorteile für das Land Mecklenburg-Vorpommern auf der Grundla-
ge unseres Datensatzes nicht quantifiziert werden können, sprechen unsere Befunde in 
Verbindung mit der Evidenz einer in Ostdeutschland besonders stark ausgeprägten Kre-
ditrationierung kleiner Unternehmen für eine große Hebelwirkung dieses Finanzierungs-
instruments in diesem Bundesland. 
 
 
Abstract 
 
Doris Neuberger and Solvig Räthke-Döppner; Effectiveness of Public Loan Guarantees 
and Guarantee Banks: an Empirical Study for Mecklenburg-Vorpommern 
 
collateral; credit rationing; financing of small and medium-sized enterprises; guarantee 
bank; guarantees; public loan  
 
Public loan guarantees and guarantee banks are important instruments to reduce credit 
rationing due to information asymmetries, and thus to ease the financing of small and 
medium-sized enterprises. The present paper examines the effectiveness of these meas-
ures in the economically underdeveloped federal state of Mecklenburg-Vorpommern, 
based on a survey of assisted firms in 2007. We find positive effects on firm growth, em-
ployment and financing, which are likely to have a large leverage on the economic 
growth in this region. 

Literaturverzeichnis 

Bester, Helmut (1985), Screening vs. rationing in credit markets with imperfect information, in: American Eco-
nomic Review, vol. 75, no. 4, pp. 850-855. 

Bester, Helmut and Martin Hellwig (1987), Moral Hazard and Equilibrium Credit Rationing: An Overview of the 
Issues, Discussion Paper, Serie A, no. 125, Universität Bonn. 

Bigus, Jochen, Thomas Langer und Dirk Schiereck (2004), Wie werden Kreditsicherheiten in der Praxis eingesetzt? 
– Ein Überblick über empirische Befunde, Zeitschrift für Bankrecht und Bankwirtschaft, 16. Jg., Heft 6,  
S. 465-480. 

https://doi.org/10.5771/0344-9777-2008-4-387
Generiert durch IP '31.145.16.12', am 25.05.2025, 04:37:10.

Das Erstellen und Weitergeben von Kopien dieses PDFs ist nicht zulässig.

https://doi.org/10.5771/0344-9777-2008-4-387


Wirksamkeit von Landesbürgschaften und Bürgschaftsbanken 

ZögU 31. Jg. 4/2008 407 

Boot, Arnoud W. A., Anjan V. Thakor and Gregory F. Udell (1991), Secured lending and default risk: equilibrium 
analysis, policy implications and empirical results, in: Economic Journal, vol. 101, no. 406, pp. 458-472. 

DIHK (2007), Auswirkungen von Basel II auf die Finanzierung von Unternehmen, Deutscher Industrie- und Han-
delskammertag, Berlin.  

DIHK (2008), Wirtschaftslage und Erwartungen, Sonderauswertung „Kreditkonditionen“, Ergebnisse einer DIHK-
Umfrage bei den Industrie- und Handwerkskammern, Berlin. 

IWD (2005), Unternehmensfinanzierung. Ein schwieriges Kapitel, in: Informationsdienst des Instituts der deutschen 
Wirtschaft Köln, 31. Jg., Heft 14, S. 4-5. 

KfW Bankengruppe (2006), Mittelstand – Jobmotor der deutschen Wirtschaft, Frankfurt/Main. 
KfW Bankengruppe (2006a), Unternehmensbefragung 2006, Frankfurt/Main. 
KfW Bankengruppe (2007), Mittelstand im Konjunkturhoch – Defizite bei Innovationen, Frankfurt/Main. 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften (2003), Empfehlung der Kommission vom 6. Mai 2003 betreffend 

die Definition der Kleinstunternehmen sowie der kleinen und mittleren Unternehmen, in: Amtsblatt der Euro-
päischen Union L124/36. 

Kriszeleit, Rudolf (2006), Öffentliche Bürgschaften – insbesondere Landesbürgschaften, in: Handbuch Unterneh-
mensstrukturierung: Grundlagen, Konzepte und Maßnahmen, hrsg. von Ulrich Hommel, Thomas C. Knecht 
und Holger Wohlenberg, München. 

Langer, Thomas und Dirk Schiereck (2002), Kreditvergabe über Bürgschaftsbanken: Eine theoretische Analyse zur 
potenziellen Vorteilhaftigkeit, in: Zeitschrift für Betriebswirtschaft, 72. Jg., Heft 2, S. 141-164. 

Lehmann, Erik, Doris Neuberger and Solvig Räthke (2004), Lending to Small and Medium-Sized Firms: Is there an 
East-West Gap in Germany?, in: Small Business Economics, vol. 23, no. 1, pp. 23-39.  

Menkow, Lukas, Doris Neuberger and Chodechai Suwanaporn (2006), Collateral-Based Lending in Emerging Mar-
kets: Evidence from Thailand, in: Journal of Banking and Finance, vol. 30, no. 1, pp. 1-21. 

Mittelstandbericht Mecklenburg Vorpommern 2002 – 2006, Bericht der Landesregierung an den Landtag, Schwerin. 
Neuberger, Doris and Solvig Räthke (2008), Microenterprises and Multiple Bank Relationships: The Case of Profes-

sionals, in: Small Business Economics (forthcoming, published online 2007). 
Ostdeutscher Bankenverband e. V. (2007), Bankenblick, Mecklenburg-Vorpommern, Wirtschaftslage – Perspekti-

ven, Berlin. 
Schäfer, Dorothea und Klaus F. Zimmermann (2008), Unternehmensfinanzierung – Sind Förderbanken noch zeit-

gemäß?, hrsg. von: Deutsches Institut für Wirtschaftsförderung, Berlin. 
Schiereck, Dirk (2002), Bürgschaftsbanken in Deutschland, in: Zeitschrift für öffentliche und gemeinwirtschaftliche 

Unternehmen, 25. Jg., Heft 2, S. 174-188. 
Schmidt, Axel G. und Marco van Elkan (2006), Der gesamtwirtschaftliche Nutzen der deutschen Bürgschaftsban-

ken, Trier. 
Stiglitz, Joseph E. and Andrew Weiss (1981), Credit Rationing in Markets with Imperfect Information, in: American 

Economic Review, vol. 71, no. 3, pp. 393-410.  
Verband deutscher Bürgschaftsbanken (2006), Der Verband berichtet, Berlin. 
Verband der Vereine Creditreform e. V. Neuss (2005), Presse-Center, http://www.creditreform.de/Ressourcen/PDF 

_Dokumente/Presse/Presse-Archiv/Presseinformation_Insolvenzen_Deutschland_2004.pdf (Zugriff: 22.05.07). 
Verband der Vereine Creditreform e. V. Neuss (2008), Wirtschaftslage und Finanzierung im Mittelstand, http:// 

www.creditreform.de/Deutsch/Creditreform/Presse/-Creditreform_Wirtschaftsforschung/Wirtschaftslage_und_ 
Finanzierung_im_Mittelstand/2008-04/2008-04-01_Wirtschaftslage_Mittelstand_DE.pdf. 

Wirtschaftsministerium (2005), Förderinstrumente für Industrie, gewerbliche Wirtschaft und Handwerk in Meck-
lenburg-Vorpommern, Wirtschaftsministerium Mecklenburg-Vorpommern, Schwerin. 

 
 
 

https://doi.org/10.5771/0344-9777-2008-4-387
Generiert durch IP '31.145.16.12', am 25.05.2025, 04:37:10.

Das Erstellen und Weitergeben von Kopien dieses PDFs ist nicht zulässig.

https://doi.org/10.5771/0344-9777-2008-4-387

